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„218 kennt keine Sommerpause“: djb startet Social-Media-Kampagne 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) startet pünktlich zur parlamentarischen Sommer-

pause eine Social-Media-Kampagne, um die Notwendigkeit einer Neuregelung des Schwan-

gerschaftsabbruchs zu verdeutlichen. Unter dem Titel „218 kennt keine Sommerpause“ wird 

der djb jeden Dienstag vom 16. Juli 2024 bis zum 3. September 2024 Beiträge veröffentlichen, 

die den rechtlichen Rahmen und die Notwendigkeit der Entkriminalisierung des Schwanger-

schaftsabbruchs beleuchten. Die Beiträge bieten zudem Einblicke in die beratende Praxis und 

vergleichen die Situation in Deutschland mit der in anderen EU-Ländern. 

„Über die Strafbarkeit des Abbruchs einer ungewollten Schwangerschaft ist die Zeit hinweg-

gegangen. Nun geht es darum, Schwangere selbstbestimmt entscheiden zu lassen und sie in 

einer als schwierig empfundenen Lebenslage zu unterstützen“, betont Ursula Matthiessen-

Kreuder, Präsidentin des djb. 

Die durch die Bundesregierung eingesetzte Expertinnenkommission hat im April 2024 in ihrem 

Bericht deutlich gemacht, dass eine Neuregelung nicht nur möglich, sondern insbesondere in 

den ersten 12 Schwangerschaftswochen zwingend erforderlich ist. Die aktuelle Regelung des 

§ 218 StGB besteht seit über 30 Jahren unverändert. Nachdem bereits die Streichung von 

§ 219a StGB und das Verbot von Gehsteigbelästigungen Frauen und schwangere Personen in 

ihren reproduktiven Rechten gestärkt haben, muss nun auch die Regelung des Schwanger-

schaftsabbruchs selbst reformiert werden. 

Der djb fordert schon lange eine gesetzgeberische Initiative zur Entkriminalisierung des 

Schwangerschaftsabbruchs und bleibt in seinem Einsatz für die reproduktiven Rechte konse-

quent. „Eine Rechtslage, die die Rechte der schwangeren Person missachtet, ist kein akzep-

tabler Kompromiss“, erklärt Céline Feldmann, Vorsitzende der interkommissionellen Arbeits-

gruppe Schwangerschaftsabbruch im djb. „Die aktuelle Regelung stellt eine reale Gefahr für 

schwangere Personen dar, die einen Abbruch vornehmen möchten. Sie führt zu einer unzu-

reichenden Versorgungslage und zu fehlender Kostenübernahme durch die Krankenkassen.“ 

Die Bundesregierung darf die Neuregelung nicht länger aufschieben. Der Schwangerschafts-

abbruch muss entkriminalisiert und die reproduktiven Rechte müssen ernst genommen wer-

den. Der djb fordert, die Neuregelung direkt nach der Sommerpause umzusetzen und bis da-

hin unter Verwendung des Hashtags #218kenntkeineSommerpause Druck zu machen. 
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